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Die Ausstellung »›Das hat’s bei uns nicht gegeben!‹ – 
Antisemitismus in der DDR« der Amadeu Antonio 
Stiftung hat in den Medien für einige Aufregung 
gesorgt. Mit ihr beschäftigen sich mittlerweile über 
130 Artikel, die in verschiedenen Tages- und Wochen-
zeitungen erschienen sind. Besonders in den ersten 
Monaten nach der Eröffnung am 27. April 2007 
wurde heftig debattiert. Das ist nicht verwunderlich: 
Die Ausstellung bringt die Frage nach der Existenz 
von Antisemitismus in der DDR in die öffentliche 
Debatte. Nie zuvor wurde in der Bundesrepublik 
so pointiert und ausgiebig über dieses Thema im 
öffentlichen Raum geredet.2 An der Auseinanderset-
zung in den Printmedien beteiligte sich ein breites 
Spektrum von Akteuren mit heterogenen Intentio-
nen, was dazu führte, dass dieselben Phänomene oft 
sehr unterschiedlich bewertet wurden. 

Viele Zeitungsartikel, die entsprechend ihrer 
politischen Verortung der gesellschaftlichen Mitte, 
teilweise auch dem linken Lager zuzuordnen sind, 
pflichteten den Ausstellungsmacherinnen und 
ihrem Anstoß zur Auseinandersetzung bei und 
attestierten ihnen, einen Beitrag »zur kritischen 
Aufarbeitung des Antisemitismus in der DDR«3 zu 
leisten; die Ergebnisse »zeig[t]en, dass es das eben 
doch gegeben hat«4. Dagegen steht die Sichtweise 
anderer Autoren, die in der DDR keinen Antisemi-

2 Während ein öffentlicher Diskurs zum Thema »Antise-
mitismus in der DDR« bisher ausblieb, gibt es eine Viel-
zahl wissenschaftlicher Veröffentlichungen, die sich mit 
verschiedenen Aspekten der Thematik beschäftigen. Stell-
vertretend seien genannt: Thomas Haury, Antisemitismus 
von links. Kommunistische Ideologie, Nationalismus und 
Antizionismus in der frühen DDR, Hamburg 2002; Mario 
Keßler, Die SED und die Juden. Zwischen Repression und 
Toleranz. Politische Entwicklungen bis 1967 (=Zeithistori-
sche Studien, Bd.6), Berlin 1995; Stefan Meining, Kommu-
nistische Judenpolitik. Die DDR, die Juden und Israel. 
Mit einem Vorwort von Michael Wolffsohn (=Diktatur 
und Widerstand, Bd.2), Hamburg 2002; Harald Schmid, 
Antifaschismus und Judenverfolgung. Die »Reichskristall-
nacht« als politischer Gedenktag in der DDR (=Berichte 
und Studien, Nr.43), Göttingen 2004; Angelika Timm, 
Hammer, Zirkel, Davidstern. Das gestörte Verhältnis der 
DDR zu Zionismus und Staat Israel, Bonn 1997; Michael 
Wolffsohn, Die Deutschland-Akte. Juden und Deutsche in 
Ost und West. Tatsachen und Legenden, München 1995.
3 Ina Beyer, Der Bodensatz blieb unangetastet, in: Neues 
Deutschland, 27. 4. 2007.
4 Jan Thomsen, Die Stasi brach den Leichen das Zahngold 
heraus, in: Berliner Zeitung, 12. 4. 2007.

tismus verorten und die Ausstellung stattdessen als 
»ahistorisch und demagogisch«5 bezeichnen. Diese 
Autorinnen sind eher den dogmatischen Teilen des 
linken Lagers zuzuordnen. Die Bewertungen sind 
Teil unterschiedlicher Diskurse, die sich der Be-
trachtung des Phänomens annehmen. Auf der einen 
Seite handelt es sich um einen Diskurs, bei dem es 
inhaltlich um Erscheinungsformen von Antisemitis-
mus in der DDR geht. Er wird im Folgenden ›Anti-
semitismusdiskurs‹ genannt. Gegen diese Sichtweise 
richtet sich ein zweiter Diskurs, der die Existenz von 
Antisemitismus in der DDR zurückweist und dies 
mit einem wirksamen Antifaschismus begründet. 
Dieser Diskurs wird im Folgenden ›Antifaschismus-
diskurs‹ genannt. Im vorliegenden Artikel stehen 
die unterschiedlichen Deutungen, inhaltlichen Ar-
gumentationen und sprachlichen Konstruktionen 
dieser Diskurse im Mittelpunkt des Interesses.

Die Untersuchung greift auf die Methode der 
Diskursanalyse zurück. Sie eignet sich in besonderer 
Weise, einen Debattenüberlick zu erhalten und die 
vorliegenden Argumentationen zu rekonstruieren. 
In die Analyse wurden 37 Artikel einbezogen, die 
in der ›heißen Phase‹ der Debatte nach ihrer erst-
maligen Eröffnung zwischen April und Oktober 
2007 erschienen sind. Das Feld der untersuchten 
Zeitungen ist sehr heterogen zusammengesetzt; 
vertreten sind folgende: Berliner Zeitung, Freitag6, 
Junge Welt, Jungle World, Neues Deutschland, Süd-
deutsche Zeitung, Die Tageszeitung und Die Welt. 
Ebenso heterogen setzt sich das Feld der beteiligten 
Autorinnen zusammen; es beteiligten sich Vertreter 
verschiedener politischer Milieus (Konservative, Li-
berale, Linke) mit verschiedenen Erfahrungshinter-
gründen (Wissenschaftlerinnen, DDR-Bürgerrecht-
ler, West– und Ostdeutsche). 

5 Burga Kalinowski, Das hatten wir alle unter der Haut, in: 
Freitag, 17. 8. 2007.
6 Seit Februar 2009 trägt die Zeitung den Titel Der Frei-
tag. Im vorliegenden Artikel wird die Bezeichnung Freitag 
verwendet, dem offiziellen Titel zur Zeit des Erscheinens 
der analysierten Artikel.
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Antisemitismusdiskurs
Das Hauptproblem: »… das hat’s bei uns nicht 
gegeben!«  
Der Diskurs, welcher der Ausstellung positiv gegen-
übersteht, lässt sich folgendermaßen zusammenfas-
sen: Als Hauptproblem wird festgestellt, dass es in 
den neuen Bundesländern kaum Wissen zum 
Thema ›Antisemitismus in der DDR‹ gibt. So heißt 
es in einem Artikel der Berliner Zeitung: »die 
Meinung, dass es das bei uns (in der DDR) nicht 
gegeben habe, ist ja noch fast überall Standard«7. Oft 
wird in den Artikeln ein Zusammenhang zwischen 
der mangelnden Auseinandersetzung mit dem Anti-
semitismus in der DDR und den Ausprägungen von 
Rechtsextremismus und Antisemitismus in den 
Neuen Bundesländern hergestellt. Ina Beyer bezieht 
sich auf die Vorsitzende der Amadeu Antonio Stif-
tung Anetta Kahane, wenn sie schreibt, dass »unter 
anderem auch diese fehlende Aufarbeitung dazu 
geführt [habe], dass Rechtsextremismus und Antise-
mitismus nach der Wende im Osten Deutschlands 
neue Blüten treiben konnten«.8 Auf ein fortwähren-
des, gesellschaftliches Tabu, das Thema der Ausstel-
lung zur Sprache zu bringen, verweist Constanze 
von Bullion in der Süddeutschen Zeitung vom 12. 
April: »›Das hat’s bei uns nicht gegeben‹, heißt die 
Ausstellung, die am Mittwoch im Roten Rathaus 
von Berlin eröffnet wurde. Sie handelt vom Antise-
mitismus in der DDR, also von einem Thema, das in 
etlichen ostdeutschen Familien bis heute ein Tabu 
geblieben ist«.9 Viele Artikel zeichnen ein Bild des 
Verdrängens und Wegschauens. Die Macht des 
Tabus führe so weit, dass es selbst jüdischen Zeitzeu-
gen schwer falle, über dieses Thema zu reden. Deut-
lich machen will dies eine Artikelserie der Berliner 
Zeitung über Juden in der DDR. Die Autorin sugge-
riert, dass einige Absagen, die sie für ihr Vorhaben 
von Zeitzeugen erhielt, aufgrund des machtvollen 
gesellschaftlichen Tabus, statt aus persönlichen 
Gründen geschahen: »Ein Berliner Geschichtslehrer 
erklärte wenigstens, warum er nichts schreiben 
wolle. ›Die Dinge sind so diffizil und kompliziert, 
eine schwierige Geschichte. Darüber rede ich nur 
mit meinen engsten Freunden‹. Ich versuchte, ihn 
zu überreden, ahnend, dass es hier weniger um 
persönliche Probleme ging als um ein gesellschaft
liches Tabu, ein hoch kompliziertes Thema, das in 17 
Jahren Nachwendezeit kaum diskutiert, geschweige 

7 Jan Thomsen, Es war nicht alles gut, in: Berliner Zeitung, 
14. 4. 2007.
8 Ina Beyer, Der Bodensatz blieb unangetastet, in: Neues 
Deutschland, 27. 4. 2007.
9 Constanze von Bullion, Hetze nach Feierabend, in: 
Süddeutsche Zeitung, 12. 4. 2007.

denn aufgearbeitet worden war«.10 Oft wird erwähnt, 
dass die Amadeu Antonio Stiftung den ersten öffent-
lichen Anstoß für eine Auseinandersetzung mit der 
unzureichenden ›Aufarbeitung‹ gegeben hat: Die 
»jungen Ausstellungsmacher rühren an einem 
Tabu«.11 Jedoch werden die recherchierenden 
Jugendlichen nicht als ›krawallige Störenfriede‹ 
dargestellt, vielmehr gehe es um einen Beitrag »zur 
kritischen Aufarbeitung des Antisemitismus in der 
DDR«.12 Die Aufklärung über die DDR-Vergangen-
heit komme aus der Zivilgesellschaft; die Stiftung 
steht hier für bürgerlich-demokratisches Engage-
ment von Privatpersonen in den Neuen Bundeslän-
dern – in Abgrenzung zu einer durch den Staat initi-
ierten Aufarbeitung. Dieser Aspekt wird mit der 
Motivation in den Vordergrund gestellt, Argumen-
ten entgegenzuwirken, denenzufolge die Ausstel-
lung ›von Fremden‹ erstellt worden sei. Besonders 
tritt der jugendpädagogische Aspekt hervor, wenn  
betont wird, dass es sich um eine »Schüleraus
stellung«13 handele oder junge Beteiligte als Haupt-
personen in den Artikeln auftreten.14 

Während – laut Diskurs – viele Ausstellungs-
besucher das Vorhaben gutheißen, werden andere 
als ideologisch verbohrt und ewig Gestrige be-
schrieben, zu denen oft Angehörige der Partei Die 
LINKE15 gezählt werden. Einig sind sich die Auto-
rinnen hinsichtlich der angenommenen Gründe 
für eine Ablehnung durch einzelne Bürger. Dies ge-
schehe »teils in gutem Glauben, dass da nichts war; 
teils in schlechter Überzeugung«.16 Unterschiede 
gibt es hinsichtlich der Beurteilung der Rolle der 
Partei. Sie wird von konservativer Seite für ihren 
Umgang mit der Ausstellung kritisiert.17 Darüber 

10 Anja Reich, Die Geschichten der Anderen, in: Berliner 
Zeitung, 16. 6. 2007.
11 Ina Beyer, Der Bodensatz blieb unangetastet, in: Neues 
Deutschland, 27. 4. 2007.
12 Ebenda.
13 Anja Reich, Die Geschichten der Anderen, in: Berliner 
Zeitung, 16. 6. 2007. 
14 Vgl. Stefan Schulz, Ausstellung zeigt: Antisemitismus 
wurde in der DDR verschwiegen, in: Die Welt, 12. 4. 2007; 
Ina Beyer, Der Bodensatz blieb unangetastet, in: Neues 
Deutschland, 27. 4. 2007.
15 Die Partei gründete sich am 16. Juni 2007 durch eine 
Fusion der Linkspartei.PDS und der WASG und ist die 
Rechtsnachfolgerin der SED. Im vorliegenden Artikel wird 
die Bezeichnung  Die LINKE  benutzt, auch wenn es in 
den entsprechenden Textstellen um einen Zeitraum vor 
der Fusionierung geht.  
16 Jan Thomsen, Es war nicht alles gut, in: Berliner Zeitung, 
14. 4. 2007.
17 Deutlich wird dies in einem Artikel der Berliner Zeitung, 
der einen Vorfall während der Präsentation der Ausstel-
lung im Rathaus Lichtenberg problematisiert. So gerät die 
Bürgermeisterin der fraktionsstärksten Partei DIE LINKE 
unter Zugzwang, als ihre Fraktion sich von der Ausstellung 
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hinaus wird sie in die Verantwortung genommen, 
wenn über eine Diskussionsveranstaltung im Rah-
men der Ausstellung berichtet und problematisiert 
wird, dass eine »Diskussion über Antisemitismus 
ohne die PDS«18 stattfand. Auch Die Welt sieht eine 
Verantwortung. Sie thematisiert vor allem das his-
torische Erbe des Antizionismus der ehemaligen 
DDR-Staatspartei: »Und dieses unheilvolle Erbe 
haben Teile der PDS, der ostdeutschen (aber auch 
der westdeutschen) Linken und ihr weiteres Umfeld 
verinnerlicht«.19 Mehrere Artikel heben das Ziel der 
Stiftung hervor, eine gesamtgesellschaftliche De-
batte anzuregen bzw. zu intensivieren. Der Diskurs 
fordert hier zur Beteiligung auf und möchte dazu 
anregen, dem bisher vorherrschenden, idealisierten 
Bild der DDR-Geschichte ein ›kritisches‹ entgegen-
zusetzen. Hierzu gibt die Ausstellung Anregungen, 
die von den Medien aufgegriffen werden. Allerdings 
kommt es auch zu Vergleichen, die im Lichte einer 
kritischen Aufklärung über Antisemitismus kaum 
angemessen erscheinen. So zieht ein Artikel eine 
direkte Linie zwischen den Taten der Nationalsozi-
alisten und dem Umgang der Stasi mit einem Mas-
sengrab in Jamlitz: »Nicht wesentlich anders haben 
es auch die Nazis gehalten«.20

Antifaschismusdiskurs Hauptproblem: 
»in Hass gegossener Antikommunismus«21

Die Autorinnen des Diskurses, welcher der Ausstel-
lung ablehnend gegenübersteht, vermeiden es, sich 
direkt mit der Kritik an der DDR auseinanderzuset-
zen. Stattdessen wird ein anderes Bild der Geschichte 
entworfen. Es wird eine weit reichende öffentliche 
»Diffamierung des ostdeutschen Staates«22, der 
»seines Charakters als antifaschistisches Staatswesen 
entkleidet werden«23 soll, problematisiert. Darüber 
hinaus wird in Abrede gestellt, dass Antisemitismus 
ein relevantes Problem in der DDR war, die Ausstel-
lung spreche lediglich ›Einzelfälle‹ an. Ebenso wie 
im Antisemitismusdiskurs wird der Ausstellung eine 

distanziert und Erklärungen im Rathaus verteilt, welche 
Unterstellungen gegenüber der Ausstellung enthalten. Der 
Artikel skandalisiert eine, mit der Stiftung nicht abgespro-
chene »Verlegung« der Tafeln auf den Flur, die zur Folge 
hatte, dass viele Besucherinnen die Ausstellung nicht mehr 
vorfanden. (vgl. Berliner Zeitung, 21. 4. 2007). 
18 Jan Thomsen: Diskussion über Antisemitismus ohne 
PDS, in: Berliner Zeitung, 26. 4. 2007.
19 Christian Böhme, Rotes Mäntelchen mit braunen 
Flecken, in: Die Welt, 15. 4. 2007.
20 Sven Felix Kellerhof, »Die Opfer weisen viel Zahngold 
auf«, in: Die Welt, 27. 7. 2007.
21 Regina General, Worte sind manchmal wie Schiffe, in: 
Freitag, 27. 4. 2007.
22 Kurz Pätzold, Du sollst nicht falsch Zeugnis geben, in: 
Neues Deutschland, 7. 4. 2007.
23 Ebenda.

führende Rolle bei der Thematisierung von Antise-
mitismus in der DDR zugebilligt. Die Charakterisie-
rung ist jedoch eine ganz andere: Sie wird als Hand-
langerin eines ›von oben‹ initiierten Plans verstanden. 
Der Gegendiskurs und die Ausstellungsmacher wer- 
den mit einer ideologischen ›Mission‹ in Zusam-
menhang gebracht, deren Ziel die Bekämpfung 
eines positiven DDR-Bildes sei und ihren Ausdruck 
darin fände »mit einzelnen Beispielen retrospek-
tiv Antisemitismus in der DDR zu kreieren«.24 
Hintergrund für das Entstehen der Ausstellung sei 
»in Hass gegossener Antikommunismus«.25 Dies 
entspräche dem »politische[n] Zeitgeist, Abteilung 
Delegitimierung«.26 Den Angriffen gegen die DDR 
würde außerdem das Interesse zugrundeliegen, 
von offensichtlichen Fehlern und Versäumnissen 
der bundesrepublikanischen Politik zum Thema 
Antisemitismus, aber auch der Sozialpolitik abzu-
lenken. Grund für die Probleme sei ein grundsätz-
licher Zusammenhang von Faschismus und Kapi-
talismus. So schreibt Ellen Brombacher in einem 
Artikel über die Veränderungen durch die ›Wende‹: 
»Ein nichtkapitalistisches Gemeinwesen wurde 
durch immer asozialer funktionierende Mechanis-
men der  Profitmaximierung ersetzt. Kriege ebenso 
eingeschlossen wie faschistoide Tendenzen. Je offen-
kundiger dies wird, desto lauter tönt es, die DDR 
habe nichts getaugt«.27 Als Beleg werden Altnazis in 
hohen Ämtern der Bundesrepublik, aber auch aktu-
elle Beispiele für Antisemitismus angeführt.28 Hier 
wird die Umdeutung des Themas erkennbar: Es 
geht nicht um den Antisemitismus in der DDR; im 
Vordergrund stehen stattdessen Defizite der BRD 
und Annahmen über ideologische Begründungen. 
Die hier zugrunde liegende Interpretation, welche 
die Ausstellung als Teil einer ideologischen ›Mani-
pulation von oben‹ beschreibt, verdeutlicht die Nähe 
der Autoren zum staatssozialistischen Weltbild. So 
schreibt Brombacher im Neuen Deutschland, dass 
»Antikommunisten ein leichtes Spiel [haben,] weil 
sie über alle denkbaren Mittel der Manipulation 
verfügen«.29 Vergleichbar argumentiert eine Autorin 
im Freitag, wenn sie eine Zeitzeugin zitiert, welche 

24 Burga Kalinowski, Das hatten wir alle unter der Haut, 
in: Freitag, 17. 8. 2007.
25 Regina General, Worte sind manchmal wie Schiffe, in: 
Freitag, 27. 4. 2007.
26 Burga Kalinowski, Das hatten wir alle unter der Haut, 
in: Freitag, 17. 8. 2007.
27 Ellen Brombacher, … als sei ich von Sinnen, in: Neues 
Deutschland, 30. 6. 2007.
28 Vgl. Burga Kalinowski, Das hatten wir alle unter der 
Haut, in: Freitag, 17. 8. 2007.
29 Ellen Brombacher, … als sei ich von Sinnen, in: Neues 
Deutschland, 30. 6. 2007. 
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die Ausstellung als »ahistorisch und demagogisch«30 
beschreibt. Mit der Zuschreibung von Manipula-
tion wird der Ausstellung auch abgesprochen, ein 
zivilgesellschaftliches Projekt zu sein. Stattdessen 
folge sie einer »verordneten Delegitimierung der 
DDR«.31 Wer diese Delegitimierung verordnet habe, 
bleibt diffus; jedoch treten als ausführende Akteure 
Politikerinnen auf: »Der ehemalige Justizminister 
Klaus Kinkel wusste, warum er 1991 auf dem Deut-
schen Richtertag forderte den DDR – Antifaschis-
mus zu delegitimieren«.32

In diesem Zusammenhang wird der Ausstellung 
jegliche Wissenschaftlichkeit abgesprochen. Sie wird 
als, »sehr oberflächlich«33 bewertet, es ist die Rede 
von »zweifelhaften Definitionsversuchen«34 sowie 
von »weniger kühnen, als dreisten Behauptungen«35. 
Auch ein Profitmotiv wird implizit unterstellt. So 
tauchen in der ersten Zeile eines Artikels unvermit-
telt Hinweise auf die Nutzungsgebühr auf 36 oder 
es wird erklärt, dass die Ausstellung »feilgeboten«37 
werde. 

Der ehemalige Geschichtsprofessor Kurt Pätzold 
geht aber noch einen Schritt weiter, indem er die 
Ausstellung auf eine Stufe mit Nazipropaganda 
stellt. Sein Artikel erscheint wenige Tage vor der 
Ausstellungseröffnung ohne Kenntnis ihrer Inhalte 
und ist insofern auch als Versuch einzuschätzen, 
bereits vorab der Veröffentlichung den Diskurs in 
eine bestimmte Richtung zu beeinflussen. Pätzold 
schreibt: »Die Verfechter der These [wonach der ›Bo-
densatz‹ des Antisemitismus unangetastet belassen 
wurde; Anm. M. B.] spekulieren womöglich auf jene 
Wirkung, auf die auch Joseph Goebbels vertraute, 
der meinte, eine Lüge müsse nur oft genug wieder-
holt werden, damit sie auch geglaubt würde. So ver-
fuhren die Nazis mit der haltlosen Anschuldigung 
und Kampfansage ›Die Juden sind unser Unglück‹, 
formuliert von dem preußisch-deutschen Historiker 
Heinrich von Treitschke, der noch immer Namens-
geber einer Straße in einem Westberliner Bezirk ist. 
Und wie der Propagandaminister mögen seine ge-
lehrigen Schüler auf die Unwissenheit der Adressa-
ten hoffen, zu der sie durch unterschlagene Informa-

30 Burga Kalinowski, Das hatten wir alle unter der Haut, 
in: Freitag, 17. 8. 2007.
31 Ein totales Tabu?, in: Junge Welt, 13. 4. 2007.
32 Ellen Brombacher, … als sei ich von Sinnen, in: Neues 
Deutschland, 30. 6. 2007.
33 Burga Kalinowski, Das hatten wir alle unter der Haut, 
in: Freitag, 17. 8. 2007.
34 Ein totales Tabu?, in: Junge Welt, 13. 4. 2007.
35 Kurt Pätzold, Du sollst nicht falsch Zeugnis geben, in: 
Neues Deutschland, 7. 4. 2007.
36 Vgl. Ein totales Tabu?, in: Junge Welt, 13. 4. 2007.
37 Kurt Pätzold, Du sollst nicht falsch Zeugnis geben, in: 
Neues Deutschland, 7. 4. 2007.

tionen und verbreitete Falschinformationen kräftig 
beitragen«.38 

Parallel dazu wird in diesem Diskurs auch die 
Ansicht vermittelt, dass es sich bei den antijüdischen 
Verfolgungen Anfang der 1950er Jahre lediglich um 
eine Ausreise von Juden  aufgrund politischer Diffe-
renzen handelte. So wird davon gesprochen, dass es 
»zeitweilig eine politisch sektiererische, verständnis-
lose und dumme Politik gegenüber den jüdischen 
Gemeinenden«39 gegeben habe, deren Folge »Flucht 
und Weggang von Juden«40 war. Anderen wiederum 
sei »aus Gründen politischer Differenz das Geden-
ken verweigert«41 worden. Dass es sich hierbei um 
Antisemitismus gehandelt haben könnte, wird nicht 
in Erwägung gezogen. Zudem wird argumentiert, 
dass die antizionistische Politik der SED strikt von 
jeglichem Antisemitismus zu trennen sei. Einige Ar-
tikel wollen den Eindruck vermitteln, dass es keinen 
Antisemitismus in der DDR gegeben haben kann, 
da in der Regierung und in politisch verantwortli-
chen Positionen Juden gearbeitet haben.42 Besonders 
diese Alibifunktion zeigt die Nähe der Rechtferti-
gungen zu antisemitischen Konstruktionen. ›Gute 
Juden‹ sind nicht religiös und haben sich stattdessen 
auf die Seite des Staatssozialismus geschlagen, wäh-
rend ›schlechte Juden‹ im zionistischen Israel leben. 
Diese Dichotomie verbleibt in der Zuschreibung 
vom Juden als dem Anderen. Antisemitismus wird 
hier nicht sinnvoll widersprochen, vielmehr kommt 
es zu einer Fortschreibung von Stereotypen.  

Handlungsoption: Das Bild der Geschichte 
wieder gerade rücken
Die Autorinnen dieses Diskurses betonen ihre Zeit-
zeugenschaft, ihre subjektive Authentizität, eine 
wissenschaftliche Objektivität und einen ethischen 
Anspruch, in sozial gerechter Weise die Schwäche-
ren – vor allem die schwächere DDR – zu vertei-
digen. Hieraus leitet sich die Zielsetzung ab, das 
»Verfahren [gemeint ist, Lügen über die DDR zu 
verbreiten; Anm. M. B.] ein wenig zu erschweren«43, 
die Bevölkerung über‚ die ›tatsächliche DDR‹ aufzu-
klären und auf diesem Wege die aktuelle politische 
Situation zu entlarven. Es geht darum, in Abgren-
zung zur Ausstellung eine ›andere Version‹ der 
DDR-Geschichte zu erzählen. In weiten Teilen 
entspricht diese Version dem staatssozialistischen 

38 Ebenda.
39 Ebenda.
40 Ebenda.
41 Ebenda.
42 Vgl. Burga Kalinowski, Das hatten wir alle unter der 
Haut, in: Freitag, 17. 8. 2007; Uwe-Jens Heuer, Strukturelle 
Einseitigkeit, in: Junge Welt, 04.07.2007.
43 Ebenda.
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Geschichtsbild und einem affirmativen Verständnis 
des Statements ›... das hat’s bei uns nicht gegeben!‹. 
Vermittelt wird, dass »der Faschismus radikal, also an 
seine Wurzeln gehend bekämpft worden«44 sei, dass 
»die Bekämpfung der Ideologie des Rassismus und 
des rassistischen Antisemitismus […] ohne erkenn-
bares Verfallsdatum ist und in ihren besten Hervor-
bringungen zum unverlierbaren Bestand nationaler 
und internationaler Kultur gehört«45 und dass der 
staatliche Antizionismus »eine kritische Sicht auf 
die Politik Israels«46 sei und damit mit Antisemitis-
mus nichts zu tun habe. 

Ausblick: Linkes Selbstverständnis und Antise-
mitismus in der DDR
Aufmerksam zu machen ist auf die Teilnahme von 
parteilosen Linken und Angehörigen der Partei Die 
LINKE an der Debatte. Während die undogmatische 
linke Wochenzeitung Jungle World die längst fällige 
Auseinandersetzung begrüßt47, geht es in den tradi-
tionell eher DDR-nostalgischen linken Milieus um 
eine Bewertung der DDR-Vergangenheit insgesamt. 
Im Verlauf der vergangenen Jahre ist hier auch ein 
beginnender Prozess der Auseinandersetzung zu 
beobachten. Als Beispiel soll an dieser Stelle auf die 
Rede von Gregor Gysi bei einer Veranstaltung der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung im April 2008 verwiesen 
werden, in der er den linken Antizionismus und 
den Umgang der DDR mit Jüdinnen und Juden 
kritisierte.

Dieser Prozess zeigt sich auch in den Beiträgen 
einiger Zeitungen mit linkem Selbstverständnis. 
Das Neue Deutschland – der Partei Die LINKE na-
hestehend – und die linksliberale Wochenzeitung 
Freitag versammeln Artikel beider Diskurse. Dabei 
sind Anhänger einer kritischen Aufarbeitung der 
DDR-Vergangenheit zum Teil mit heftiger Gegen-
wehr konfrontiert. So kommentiert ein Leserbrief 
im Neuen Deutschland den Artikel von Ina Beyer: 
»Das fröhliche Bild der Mitautorinnen der Ausstel-
lung kann nicht darüber hinwegtäuschen, dass sie 
an einem unseriösen Propagandastück mitgearbei-
tet haben«.48 Andere Leserbriefe sind nachdenk-
licher: »Trotzdem kommt mir heute häufiger die 
Frage, warum es in der DDR nicht möglich war, le-

44 Ellen Brombacher, … als sei ich von Sinnen, in: Neues 
Deutschland, 30. 6. 2007.
45 Kurz Pätzold, Du sollst nicht falsch Zeugnis geben, in: 
Neues Deutschland, 7. 4. 2007.
46 Andreas Fritsche, Den Völkermord benannt, in: Neues 
Deutschland, 3. 5. 2007.
47 Vgl. Kerstin Eschrich, Jüdische Friedhöfe zu Abstellplät-
zen!, in: Jungle World, 18. 4. 2007.
48 Martin Scheele, Ich vermisse Herbert Baum, in: Neues 
Deutschland, 4. 5. 2007.

bendige jüdische Gemeinden aufzubauen?«49 Diese 
Tendenz, neue Fragen zu stellen, ist ein bisheriger 
Erfolg der Ausstellung. Durch sie erhalten die Stim-
men öffentlichen Rückhalt, die für eine kompro-
misslose Bekämpfung von Antisemitismus – auch in 
den eigenen Reihen – einstehen. Die Entwicklung 
linker Selbstverständnisse zum ›Antisemitismus in 
der DDR‹ wird auch weiterhin mit Spannung zu be-
obachten sein.

49 Doris Heinze, Jetzt denke ich über Judensein nach, in: 
Neues Deutschland, 17. 4. 2007.
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DDR-Bürger beim Besuch des ehemaligen Konzentrationslagers Buchenwald
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Thomas Ahbe

Das Böse der Anderen
WIE ANTISEMITISCH WAR DIE DDR? (I) ■  Viele Untersuchungen zeigen, bezogen auf NS-Diktatur und

historische Verantwortung war das Problembewusstsein im Osten stärker als im Westen  

Regina General hatte die Freitag-Debatte über

den Umgang der DDR mit dem Thema Antise-

mitismus in der Ausgabe 17/07 eröffnet und

sich gegen die Behauptung verwahrt, eine tief-

gründige Auseinandersetzung habe es in dieser

Hinsicht nicht gegeben. Sie verwies auf den

Kultur- und Bildungsbetrieb, der dem Völker-

mord an den Juden stets einen hohen Stellen-

wert eingeräumt habe. Ihr antwortete Karsten

Laske (Freitag 21/07) mit der These, »der ›Bo-

densatz‹ des Antisemitismus in der DDR« sei

tatsächlich nie abgetragen worden. Die sozia-

len Ursachen der NS-Vernichtungspolitik habe

man verabsolutiert, während die Massenbasis

der NS-Diktatur kaum analysiert und das Volk

pauschal entschuldet worden sei.  – Im Freitag

23/07 hatte sich der Politikwissenschaftler

Harald Schmid bemüht, mögliche Kausalitäten

zwischen dem »antizionistischen Antifaschis-

mus« der DDR-Führung, der besonders im Ver-

hältnis zu Israel seinen Niederschlag fand, und

antisemitischen Haltungen in der DDR zu un-

tersuchen. Wir setzen die Debatte mit Texten

des  Sozialwissenschaftlers Thomas Ahbe so-

wie des Historikers Kurz Pätzold fort.

Wer im vereinigten Deutschland über
die Aufarbeitung des Nationalso-
zialismus in der DDR spricht, tut
das in einem spannungsvollen Kon-

text. Die beiden deutschen Nachkriegsstaa-
ten entwickelten von Anfang an zwei ge-
gensätzliche – und in der Bevölkerung erfolg-
reiche – Deutungen zur NS-Vorgeschichte.
Trotz ihrer unterschiedlichen Perspektiven
erfüllten beide Diskurse die gleiche Funkti-
on: Sie entlasteten die einstigen Volksgenos-
sen und orientierten sie auf die Gegenwart
des Aufbaus. Das Böse war nun jeweils
außen: Im Westen etikettierte Bundespräsi-
dent Heuss 1952 die »Ost-Zone« als Fortexi-
stenz des Dritten Reiches, bei dem sich »nur
die Embleme« gewandelt hätten. Im Osten
hingegen bezeichnete man 1957 Adenauer als
»Hitler unserer Tage«, der offen den »mi-
litärisch-faschistischen Staatsstreich« vorbe-
reite. Das Trauma des NS-Terrors wie auch
die Schuldgefühle angesichts der ungeheuren
deutschen Verbrechen wurden kanalisiert, in
dem man das andere Nachkriegs-Deutsch-
land effektvoll denunzierte und sich selbst
zuschrieb, die richtigen Lehren aus dem Na-
tionalsozialismus gezogen zu haben – hier
»Demokratie statt Totalitarismus«, dort »So-
zialismus statt Kapitalismus und Krieg«.

Während sich der westdeutsche Diskurs
zum Nationalsozialismus seit den sechziger
Jahren ausdifferenzierte, entwickelte sich der
antifaschistische Diskurs des Ostens im Ver-
gleich dazu wenig. Nach dem Ende der DDR
ist er vom Subjekt der deutsch-deutschen
Konkurrenz bei der Deutung und Aufarbei-
tung der NS-Diktatur zum Objekt der Auf-
arbeitung durch den einstigen Rivalen ge-
worden. Die modernen erinnerungspoliti-
schen und volkspädagogischen Standards der
späten BRD und des vereinigten Deutsch-
lands überstrahlen dann bisweilen die skan-
dalöse und blamable Vergangenheitspolitik
des Westens in den fünfziger Jahren und he-
ben sich besonders gut ab von dem analytisch
und volkspädagogisch altbackenen Antifa-
schismus der späten DDR. In dieser Span-
nung steht auch die Frage, wie die DDR die
Beraubung und Vernichtung der Juden the-
matisierte und wie weit die Bevölkerung ge-
gen den Antisemitismus immunisiert wurde.

Der rassistische und biopolitische Kern
der NS-Politik blieb unterbewertet
Der Völkermord an den Juden blieb in der
DDR lange in die übrige – und detaillierter
als im Westen dargestellte – Verbrechensbi-
lanz des Nationalsozialismus eingeordnet. In
einem Schulbuch von 1961 liest sich das so:
»Zwölf Millionen Menschen brachten die
Nazis in den Konzentrationslagern um«. Als
»Kriegsziele« wies man die »Ausrottung der
Juden, Slawen und aller politischer Gegner«
aus. Mit den achtziger Jahren wurden in etli-
chen neuen Sachbüchern die Ausgrenzung
und Ermordung der Juden dann stärker und
differenzierter thematisiert.

Dass der Holocaust im ostdeutschen Dis-
kurs zur NS-Diktatur nicht die Rolle spielte,
wie im heute Maßstab setzenden westdeut-
schen, liegt an der Orientierung des antifa-
schistisch-antikapitalistischen Erklärungsan-
satzes, den die kommunistische Führungs-
gruppe nach 1945 im Osten durchsetzte. Re-
ligiöse, nationalistische und rassistische
Überzeugungen – und damit auch den Anti-
semitismus – sah man als vielfältige Sekun-
däreffekte des wirtschaftlichen, politischen
und ideologischen Komplexes »Kapitalis-
mus« an. Im DDR-Diskurs blieb daher der
rassistische und biopolitische Kern der NS-

Kurt Pätzold

Diktat des Vergessens 
WIE ANTISEMITISCH WAR DIE DDR? (II) ■  Es sollte um Erinnerungen, nicht um Erinnerungsmythen gehen 

Nicht nur über zurückliegende Ereig-
nisse lässt sich umso länger streiten,
je mehr Meinungen und Deutungen
dabei in Rede gebracht und je weni-

ger Tatsachen in ein Gespräch eingeführt
werden. Tatsachen sind ein hartnäckig Ding’
– eine Redewendung, die in früheren Zeiten
häufiger zitiert wurde, als das heute der Fall
ist. Tägliche Erfahrung nährt die Kenntnis,
dass Tatsachen sich auch vergessen oder un-
vergessen ignorieren lassen. Matthias Krauß
hat das unlängst in seinem äußerst lesenswer-
ten Buch Völkermord statt Holocaust* über
Juden und Judentum im Literaturunterricht
der DDR bekräftigt. Er hat der Dunkelheit
des Vergessens entrissen, dass da Gedichte,
Roman- und Novellentexte oder Dramen ge-
lesen wurden, die dem Thema galten. Ob der-
lei zu vergessen, nun physiologischen Vor-
gängen geschuldet ist oder aus politischem
Kalkül erwächst, kann hier nicht behandelt
werden.

Auf jeden Fall sollte die Debatte über anti-
semitische Ansichten in der DDR-Bevölke-
rung nicht nur aus historischem Interesse ge-
führt, sondern die Geschichte dieser zerstör-
ten Gesellschaft auch dahingehend befragt
werden: Was ergibt sie daraus an Anstößen
für den aktuellen Kampf gegen Antisemitis-
mus? Welche Warnungen und Orientierun-
gen sind das? Von derartiger Fragestellung ist
die gegenwärtige Betrachtung meilenweit

entfernt. Sie folgt einer anderen politischen
Zielvorgabe. Sie soll den Nachweis des »An-
tisemitismus in der DDR«, besser des »Anti-
semitismus als kommunistische Staatspoli-
tik« erbringen. Dafür muss viel vergessen
werden. Vorrangig Ergebnisse von Befragun-
gen, die zu Beginn der neunziger Jahre in den
alten wie den neuen Bundesländern gleich-
zeitig und abgestimmt stattfanden und bei
denen ermittelt wurde, wie weit in der Be-
völkerung antisemitische Vorurteile verbrei-
tet waren. Sie haben auf einem Teilgebiet eine
Schlussbilanz aufklärerischer Anstrengungen
in DDR-Zeiten hergestellt. »Bemerkenswert
war dabei«, resümiert der Leiter des Zen-
trums für Antisemitismusforschung an der
TU Berlin, Wolfgang Benz, »der große Vor-
sprung der Westdeutschen (16 Prozent) vor
den Bürgern der DDR (4 Prozent).« 

Wer sich über diese Erhebungen im einzel-
nen informieren wollte, konnte das anhand
einer Studie tun, die seit mehr als einem Jahr-
zehnt vorliegt. Sie stammt aus der Feder von
Werner Bergmann und Rainer Erb, damals
beide Mitarbeiter des erwähnten Berliner
Zentrums (Wie antisemitisch sind die Deut-
schen? Meinungsumfragen 1945 – 1994. in:
Wolfgang Benz (Hg.), Antisemitismus in
Deutschland, München 1995). Die Fragen,
die sich aus diesem Befund ergeben, liegen
klar zutage: Wie wurde in der ostdeutschen
Gesellschaft eine so hochgradige Marginali-

sierung antijüdischer Stereotype und Vorur-
teile erreicht? Welchen Anteil besaßen daran
Film, Literatur, Schule, Universität, Massen-
medien? Und woran lag es, dass trotz dieser
Beiträge und materiellen Aufwendungen,
trotz aller gesellschaftlichen Ächtung des
Antisemitismus, vier Prozent »Bodensatz«
blieben? War die Tilgung dieses Restes eine
unlösbare Aufgabe? Was ist womöglich un-
terlassen oder falsch unternommen worden?

Aber wir sind leider noch mit der »Aus-
wertung« der DDR-Kindergärten beschäf-
tigt, bei der mancher schmerzlich seine Lieb-
lingsvorstellung aufgeben muss, dass die klei-
nen Ostbürger dort stundenlang Staatsfah-
nen und stahlbehelmte NVA-Soldaten malen
mussten. Zum schwierigeren Thema Antise-
mitismus kommen wir womöglich noch.
Vorausgesetzt, die Demagogen sind ins Ab-
seits gedrängt und das Feld der Erörterung ist
für Fragen frei, die sinn- und nutzenstiftend
gestellt werden können. Neuere Befragungen
erweisen nämlich, dass in »Deutschland, ei-
nig Vaterland« die Ostdeutschen inzwischen
aufgeholt haben. Das Gefälle ist nicht mehr
so groß und die Aufgabe mithin gewachsen.

Professor Kurt Pätzold war bis 1992 Inhaber des Lehr-

stuhls für deutsche Geschichte an der Humboldt-Univer-

sität Berlin. Schwerpunkte seiner Forschungen sind die Ge-

schichte des Faschismus und des Antisemitismus. 

(*) Matthias Krauß, Völkermord statt Holocaust, Ander-

beck-Verlag 2007

Politik gegenüber ihrer sofort und blutig um-
gesetzten antikommunistischen Komponen-
te lange unterbewertet. Die Vorgänge um die
Vernichtung der europäischen Juden demen-
tierten genau jene soziale Differenziertheit,
die der atheistische und postnationalistisch
orientierte Marxismus als wesentlich heraus-
gearbeitet hatte. Wo die Nazis nur noch »Ju-
den« sahen, sahen die Kommunisten die Un-
terschiede zwischen dem assimilierten jüdi-
schen Kapitalisten, dem jüdischen und
deutsch-nationalen Arzt, dem Rabbiner, dem
kleinen jüdischen Händler, dem jüdisch-
kommunistischen Intellektuellen oder dem
jüdischen Proletarier. Und sie erlebten natür-
lich auch, inwieweit selbst unter den nivellie-
renden Bedingungen der rassistischen Nazi-
Diktatur die sozialen und politischen Unter-
schiede unter den Juden deren Verhalten wie
auch die Chance beeinflussten, ihr Leben vor
den Mördern zu retten. Auch nach dem Jahr-
hundertverbrechen und dem Aufbau des So-
zialismus galten diese Deutungsmuster wei-
ter. 

Menschen jüdischen Glaubens oder An-
gehörige des jüdischen Volkes waren vom
Kampf gegen des Bürgertum und die Religi-
on ebenso betroffen wie andere – mit zwei
Ausnahmen. Als sich zu den stalinistischen
Paranoia Anfang der Fünfziger nach der
trotzkistischen, titoistischen und kosmopoli-
tischen nun auch die amerikanisch-zionisti-
sche Verschwörung gesellte, verfolge man in
der DDR Menschen, weil sie Juden waren.
Im Januar 1953 flüchteten Hunderte – Abge-
ordnete, Rabbiner und Funktionäre der
DDR-Gesellschaft – in den Westen. Nach
Stalins Tod normalisierte sich die Lage. Die
zweite Ausnahme war die weitgehend ver-
weigerte Restitution »arisierter« Kleinbetrie-
be, Grundstücke und Vermögen von Juden.
Hauptursache dafür war, so Jan Philipp
Spannuth in seinem Buch Rückerstattung
Ost, die sozialistische Ideologie, und nicht
der Antisemitismus. Die offizielle DDR be-
förderte den Antisemitismus nicht. Auch ihre
Positionen zu den Nahostkriegen begründe-
te sie mit den üblichen antiimperialistischen
Argumenten – und ging intern gegen »Anti-
semitismus« und »Hetze gegen die Juden«
vor.

Was dachten nun die Ostdeutschen? Inwie-
weit immunisierte die antifaschistische Dik-
tatur wirklich gegen Antisemitismus? Sehr
viele und sehr unterschiedliche Untersu-
chungen zeigen, dass das Problembewusst-
sein in bezug auf den Nationalsozialismus
und historische Verantwortung bei Ostdeut-
schen alles in allem stärker ausgeprägt ist als
bei den Westdeutschen. Dieser prinzipielle
Befund differenziert sich jedoch sehr deut-
lich, wenn man ihn generationsspezifisch er-
hebt. Die in den Siebzigern und später gebo-
renen Ostdeutschen haben ein geringeres
Problembewusstsein gegenüber dem Natio-
nalsozialismus und weniger Distanz zu anti-
semitischen Haltungen als ältere ostdeutsche
Jahrgänge. In der Bundesrepublik ist es um-
gekehrt: Hier haben die in den Siebzigern
und später Geborenen eine größere Distanz

zum Antisemitismus als die älteren Jahrgän-
ge.

In der DDR war der antifaschistische Dis-
kurs bei den ersten Generationen also am er-
folgreichsten. Aus internationalen Antisemi-
tismusstudien ist bekannt, dass der Anteil an-
tisemitisch denkender Menschen mit dem Al-
ter der untersuchten Kohorten kontinuierlich
wächst. Sogar dieser Zusammenhang ist in der
antifaschistischen Erziehungs-Diktatur der
frühen DDR kurzzeitig neutralisiert worden.
Während bei den westdeutschen Befragten
der Anteil an antisemitischen Positionen line-
ar mit dem Alter zunimmt, ist diese Kurve bei
den bis zur Mitte der sechziger Jahre gebore-
nen Ostdeutschen auffällig abgeflacht. – Ein
bemerkenswerter Befund, den sich Werner
Bergmann und Rainer Erb vom renommier-
ten Berliner Zentrum für Antisemitismusfor-
schung »mit dem Einfluss der prononcierten
Abwehrhaltung der DDR gegenüber Faschis-
mus und Rassismus erklären.« (s. auch Arti-
kel unten) Ihrer Interpretation nach ließen die
DDR-Verhältnisse dieser Zeit »weniger

Grauzonen zu und verlangte(n) ... ein klares
Bekenntnis gegen den Faschismus ab«. Die
Diskrepanz zwischen der geringen Verbrei-
tung des Antisemitismus bei den ostdeut-
schen Jugendlichen von 1991 und 1994 und
den gegenteiligen Ergebnissen einer repräsen-
tativen Schülerstudie von 1997 erklärt man
sich hier unter anderem »mit einem dramati-
schen Einstellungswandel bei Jugendlichen«.
Wer also pauschal über »den Wert des DDR-
Antifaschismus« oder aber über die »bei den
Ostdeutschen vorherrschenden antisemiti-
schen oder rechtsextremen Einstellungen«
schwadroniert, produziert nur politisch in-
strumentalisierbare Mythen.

Verstellter Blick auf millionenfache
Einpassung im III. Reich
Die Austreibung des nazistischen Geistes und
antisemitischer Einstellungen sowie die
Übernahme von antifaschistischen Deutungs-
mustern schien bei den ersten DDR-Genera-
tionen deswegen so schnell und weitgehend

vonstatten gegangen zu sein, weil die antifa-
schistische Erziehungsdiktatur Zugriff auf
Staat und Personalpolitik, Bildung und Öf-
fentlichkeit hatte. Der Verweis auf das Aus-
maß der »faschistischen Verbrechen« wie
auch die Opfer und Leistungen, die die Kom-
munisten oder »die Völker der Sowjetunion«
im Kampf gegen die NS-Diktatur erbrachten,
legitimierte nicht nur die kommunistischen
Diktatoren, sondern stellte offenbar auch ein
tragfähiges Identifikationsangebot dar, mit
dessen Hilfe sich die ersten Nachkriegsgene-
rationen von der NS-Geschichte entfernen
und in den neuen Verhältnissen ihren Platz
finden konnten. 

Die Inhalte, die im Literatur-, Kunst- und
Geschichtsunterricht mit der NS-Zeit in
Berührung brachten, blieben bis zum Ende
der DDR die gleichen – ihr Einfluss auf Wer-
te und Einstellungen schwand jedoch seit
Ende der siebziger  Jahre. Bis dahin hatten die
Kampagnen für die Inhaftierten der »faschi-
stischen Diktaturen« in Griechenland und
Chile oder die Kriegsgegnerin Angela Davis,
die spektakulären Bildern von den Opfern des
Vietnam-Krieges sowie die Treffen mit afri-
kanischen Emigranten als letzte Projektions-
fläche fungiert, auf die über vielerlei Spiegel
die antifaschistische Legitimationserzählung
noch in die Gegenwart projiziert werden
konnte. Das war nun vorbei. Die Welt wie
auch die Mentalität der Adressaten hatte sich
gewandelt. Die Fragen, die der DDR-Antifa-
schismus gut beantworten konnte, hatten an
Bedeutung verloren. Und zu den Lebenspro-
blemen der Heranwachsenden – den einge-
schränkten Freiräumen und Konsummög-
lichkeiten in der DDR – blieb der antifaschi-
stische Diskurs stumm. 

Inzwischen hatte sich eine neue Art des
Selbstbezugs herausgebildet, neue Formen
der Kommunikation und des politischen
Lernens waren gefragt – mehr, als nur der
Blick auf vergangenes Grauen und die Ver-
beugung vor den Vorkämpfern. Während im
Westen die volkspädagogische Thematisie-
rung des Holocaust immer mit dem Verweis
auf den prinzipiellen Wert von Demokratie
und Menschenrechten verbunden werden
und Zivilcourage befördern konnte, blieb
eine solche Pädagogisierung in der DDR hei-
kel. Zudem verstellte der durch den hero-
ischen Antifaschismus akzentuierte politi-
sche und militärische Kampf der Kommuni-
sten und der Sowjetunion den Blick auf die
Normalität millionenfacher Einpassung im
Dritten Reich und die Beteiligung an Aus-
grenzung, Beraubung und Vernichtung der
Juden. Kurt Pätzold, einer der prominente-
sten DDR-Faschismusforscher, resümierte
hierzu: »Am folgenreichsten dürfte sich aber
die Tatsache erweisen, dass es die Historiker
der DDR nicht zu einer Studie brachten, die
gezeigt hätte, wie Millionen von Menschen
gegen die Juden eingenommen wurden, sich
gegen sie aufhetzen ließen oder sich – was für
die Volksmehrheit gilt – deren Schicksal ge-
genüber gleichgültig und teilnahmslos ver-
hielten ...« Die Aufarbeitung dieses Teils der
NS-Vorgeschichte begann in der DDR erst
nach 1980 und schien sich mit dem Zusam-
menbruch des Systems erübrigt zu haben.

Der Autor ist Sozialwissenschaftler, derzeit Forschungs-

tätigkeit am Institut für Geschichte der Uni Wien. Buch-

veröffentlichungen zum Thema: Der DDR-Antifaschismus.

Diskurse und Generationen – Kontexte und Identitäten,

Leipzig 2007 (i.E.); Ostalgie – Zum Umgang mit der DDR-

Vergangenheit in den 1990er Jahren, Erfurt 2005. 
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Tragödien sind nicht zu Ende, 

wenn der Vorhang fällt
WIE ANTISEMITISCH WAR DIE DDR? ■  Die aufklärerische Substanz im Osten war offensichtlich wirksamer als alle westdeutschen Versuche 

Die Freitag-Debatte über das Thema die DDR

und der Antisemitismus stößt weiter auf reges

Interesse bei Lesern und Autoren. Zur Erinne-

rung: Für den Anstoß hatte Regina General in

der Ausgabe 17/07 mit ihrem Artikel Worte

sind manchmal wie Schiffe gesorgt. Sie wies

den Vorwurf zurück, es habe im Osten keine

tiefgründige Beschäftigung mit diesem Thema

gegeben. Darauf reagierten zunächst der Re-

gisseur Karsten Laske (Freitag 21/07) und der

Politikwissenschaftler Harald Schmid (Freitag

23/07) mit teils polemischen Erwiderungen. 

Der Leipziger Sozialwissenschaftler Thomas

Ahbe vertrat im Freitag 25/07 die Auffassung,

in der DDR sei der rassistische und biopoliti-

sche Kern der NS-Politik gegenüber der jüdi-

schen Bevölkerung unterbewertet geblieben, er

konstatierte aber zugleich, bei den Ostdeut-

schen gäbe es – verglichen mit den Westdeut-

schen – ein stärker ausgeprägtes Problembe-

wusstsein bezüglich der NS-Diktatur und der

daraus resultierenden historischen Verantwor-

tung.

Angesichts des exzessivsten Rassismus,

den die Welt je erlebt hat, war es aus-

geschlossen, dass sich nach der Befrei-

ung vom Nationalsozialismus in Tei-

len der deutschen Bevölkerung in Ost und

West nicht ein latenter Antisemitismus erhal-

ten hätte. Nachdem aber, wie Hannah Arendt

befand, der Totalitarismus in Deutschland

mit Hitlers Tod und in den realsozialistischen

Staaten mit Stalins Tod vorbei war, stand vor

beiden deutschen Regierungen die Aufgabe,

diesem Erbe mit wirksamen Überwindungs-

strategien entgegenzutreten.

Historiker und Publizisten haben bei der

Suche nach den überzeugenderen Ansätzen

die einmalige Chance, so etwas wie Zwil-

lingsforschung betreiben zu können. Zwei

(Landes)Hälften mit der selben (schuldbela-

denen) Ausgangsposition schlagen zwei bei-

nahe konträre Wege ein. Komparative For-

schung – in anderen Disziplinen eine wissen-

schaftliche Selbstverständlichkeit. Nicht aber

auf diesem Gebiet, wie ein jüngeres Beispiel

belegen mag: Die Finanzierung für die Erfor-

schung von Schändungen jüdischer Friedhö-

fe in ganz Deutschland, von der Weimarer Re-

publik bis heute, sei leider nicht bewilligt

worden, bedauerte Wolfgang Benz vom Zen-

trum für Antisemitismusforschung im März

bei einer Veranstaltung im Berliner Centrum

Judaicum. »Vielleicht will man sich mit so was

Negativem nicht beschäftigen«, spekulierte er

ironisch. Um so dankbarer müsse man sein,

dass die Bundesstiftung zur Aufarbeitung der

SED-Diktatur wenigstens die Dokumentati-

on von Monika Schmidt Schändungen jüdi-

scher Friedhöfe in der DDR* gefördert habe.

Wenn es um die DDR-Geschichtsschrei-

bung geht, kann es bekanntlich gar nicht ne-

gativ genug sein, um staatliche Aufträge zu

bekommen. Da aber Wahrheitsfindung im-

mer positiv ist, bleibt das von der Autorin be-

sorgte Zusammentragen von 85 Fällen von

Schändungen jüdischer Friedhöfe in der

SBZ/DDR auf vielleicht unvorhergesehene

Weise verdienstvoll und aufschlussreich.

Die Geschichten sensibilisieren für das Be-

wusstsein, dass Tragödien nicht zu Ende sind,

wenn der Vorhang fällt. Wenn es soviel mehr

Tote als Lebende gibt – wer übernimmt ein

würdiges Gedenken? Die sechs eher winzi-

gen jüdischen Gemeinden der DDR waren

hoffnungslos überfordert mit der Pflege ihrer

fast 300 Friedhöfe. Und staatliche Stellen, ih-

rerseits überfordert, Wohnungen vor dem

Verfall zu bewahren, verschlossen auf be-

schämende Weise die Augen vor Verwahrlo-

sungen oder sich bedienenden Steinmetzen,

die nahmen, worauf niemand mehr Anspruch

erhob. So wurden viele der einst »guten

Orte« zu verwilderten Abenteuerspielplät-

zen, auf denen das Umstürzen von verwitter-

ten, wackligen Steinen als Mutprobe galt. Oft

wurden Kinder oder Jugendliche erwischt,

bei denen das Versagen von Elternhaus und

Schule durch nachträgliche Aussprachen

wettgemacht werden sollte. In relativ weni-

gen Fällen wurden Hakenkreuzschmiererei-

en oder antisemitische Parolen wie »Juden

raus« entdeckt. Nie ist auch nur ein Erwach-

sener als Täter ermittelt worden, ob beab-

sichtigt oder nicht, bleibt offen.

Weitgehend unerwähnt blieb dieser Vanda-

lismus in den DDR-Medien, in denen ja so-

wieso beinahe alles Unangenehme ver-

schwiegen wurde. Und was auf mangelnde

antifaschistische Gesinnung schließen ließ,

erst recht. Wohlwissend schrieb die Israeliti-

sche Religionsgemeinde zu Leipzig 1977 an

den Rat der Stadt, als sie den Bau einer neu-

en Friedhofsmauer beantragte: »Wir wollen

dem kapitalistischen Ausland keine Gelegen-

Der jüdische Friedhof in Berlin-Weißensee während der achtziger Jahre

heit geben, Kritik an dem Aussehen unseres

Friedhofes zu üben«. Die Gemeinden fürch-

teten bei Publizität wohl auch, Nachahmer

erst auf Ideen zu bringen.

In ihrem Buch behauptet Monika Schmidt

nicht nur, dass ein Vergleich zu Fried-

hofsschändungen in Westdeutschland

bisher nicht gezogen werden könne, sie

hat auch den Vandalismus auf christlichen,

kommunalen oder russischen Friedhöfen in

der DDR ausgeblendet. Auch spart sie Anga-

ben über staatliche Unterstützung aus. Er-

wähnt wird weder der Ministerratsbeschluss

von 1977 über die Denkmalpflege auf jüdi-

schen Friedhöfen, noch die jährliche Förde-

rungssumme. DDR-Bücher über die Berliner

Jüdischen Friedhöfe wurden nicht zur Kennt-

nis genommen. In der Diskussion erwies sich

die Autorin auch als wenig sachkundig, wenn

es um Geschichten ging, in denen sich An-

wohner und Bürger für jüdische Friedhöfe

engagiert hatten. Wie 1986 in einer Unter-

schriftensammlung gegen das erneute Auf-

kommen der seit über 100 Jahren bestehenden

Straßenbaupläne auf einem der Stadt Berlin

gehörenden, unbelegten Flurstück durch den

Friedhof in Weißensee. Angeblich mit den

Worten: Was der Kaiser den Juden nicht zu-

gemutet hat, werden wir ihnen auch nicht zu-

muten, übergab Honecker der Gemeinde das

Flurstück erstmalig zur eigenen Nutzung.

Zuvor hatte die Stadt bereits für 2,5 Millionen

Mark eine kilometerlange neue Friedhofs-

mauer mit Menora-Ornamentik gebaut.

Die Autorin verteidigte sich damit, ihr For-

schungsauftrag habe sich eben nur auf die

Schändungen bezogen. Dagegen ist nichts zu

sagen, wenn eine Materialsammlung vorge-

legt wird, die sich auf Grund mangelnder

Kenntnisse im Umfeld vor verallgemeinern-

den Schlussfolgerungen hütet. Denn ein

Denken jenseits gesellschaftlicher Zusam-

menhänge erfreut sich bei den Auftraggebern

immer dann großer Beliebtheit, wenn man an

absehbaren Ergebnissen interessiert ist.

Dafür wird der Untersuchungsgegenstand

solange segmentiert und aus störenden Kon-

texten gerissen, bis er der gewünschten Miss-

deutung zugänglich ist. Man sollte meinen,

solche Praktiken lägen endlich hinter uns.

Doch Markus Meckel, Ratsvorsitzender

der Stiftung zur Aufarbeitung der SED-Dik-

tatur, gab in dankenswerter Schlichtheit die

erwünschte Lesart vor: Es handele sich hier

um ein »kleines, aber feines Buch, das auf-

räumt mit der Meinung von DDR-Intellek-

tuellen, der konsequente Antifaschismus sei

das Positive an der DDR gewesen.« Dieses

»grundweg falsche Bild« könne nicht mehr

aufrecht erhalten werden, da die Dokumen-

tation belegt, dass der Antisemitismus in der

DDR tiefer verwurzelt war als gedacht. Be-

sonders fein ist dann auch das hanebüchene

Fazit des Buches: die Ideologie des Antifa-

schismus habe die konkrete Auseinanderset-

zung mit NS-Judenverfolgung und jüdischer

Geschichte nicht erlaubt.

Bei allen Unzulänglichkeiten sei darauf ver-

wiesen: Schon in der Nachkriegszeit, als in

fragwürdigen Resolution hatte die UN-Ge-

neralversammlung schon 1975 den Zionis-

mus als Form des Rassismus verurteilt. Das

war internationaler Zeitgeist.

Doch was die Welt darf, dürfen Deutsche

noch lange nicht. Es war unerträglich, wenn

einzelne DDR-Kommentatoren sich nicht

entblödeten, das militärische Vorgehen Isra-

els in die Tradition von NS-Verbrechen zu

stellen. Es steht Deutschen ein für alle mal

nicht zu, die Quelle ihres Schuldgefühls mit

Schuld zu beladen, um sich zu entlasten.

Es steht ihnen allerdings auch nicht zu, wie

westdeutsche Medien dies taten, die Juden

aus schlechtem Gewissen für ihr »stählernes

Soldatentum« im »Blitzkrieg« zu loben, in

dem sie »wie Rommel« gerollt seien. Offen-

bar wehrmachtsähnlich, »schossen sie sich in

die Herzen jenes Volkes, in dessen Namen sie

einst ausgerottet werden sollten«.

Auch die Behauptung von »Wiedergut-

machung« durch Geld war anmaßend.

Wie es problematisch ist, Entschädi-

gungsleistungen als pauschalen Be-

weis für Philosemitismus zu vereinnahmen.

Letztlich hat jede Seite nur für die Opfer im

Bereich ihrer politischen Verbündeten be-

zahlt. Die Summe, die von der kleinen DDR

an Reparationen für die Sowjetunion und Po-

len erbracht wurde, entsprach ziemlich genau

der Summe, die die große Bundesrepublik an

Israel zahlte. Dass aus dem antifaschistischen

Credo der DDR keine gesonderte Verpflich-

tung gegenüber den Juden in Israel erwuchs,

ist genauso bedauerlich, wie der Umstand,

dass sich aus dem philosemitischen Credo

der Bundesrepublik keine gesonderte Ver-

pflichtung gegenüber der größten jüdischen

Opfergruppe, nämlich der osteuropäischen,

ergab.
Und auch in der Bundesrepublik gab es Ju-

den, die von jeglicher Entschädigung ausge-

schlossen wurden. Wenn sie sich nämlich

nach wie vor als Kommunisten bekannten.

Im Westen war der Antikommunismus im-

mer eine verlässlichere Größe als der Philo-

semitismus. Und im Osten der Kommunis-

mus. Deshalb wurden die jüdischen Überle-

benden und ihre Kinder hier auf eine ambi-

valente, wenig bekannte Art entschädigt, mit

Sozialleistungen: Die Verfolgten des Natio-

nalsozialismus bekamen ab 1946 bevorzugt

Lebensmittelkarten, sie verfügten über höhe-

re Renten und mehr Urlaub als die übrigen

Bürger, sie hatten eigene Urlaubs- und Kur-

heime und eine bessere medizinische Betreu-

ung, sie wurden bei Wohnungszuweisungen

und in ihren Bildungs- und Berufswegen mit

Stipendien und Zulassungen vorzugsweise

gefördert und bei der Zuteilung von Mangel-

waren wie Telefonanschlüssen, wenn mög-

lich, bedacht. Unter Honecker waren für sie

und jeweils eine Begleitperson alle öffentli-

chen Verkehrsmittel, einschließlich der

Reichsbahn kostenlos. Diese Vergünstigun-

gen wurden ihnen nicht geneidet, jedenfalls

mussten vor Synagogen und jüdischen Kul-

tureinrichtungen keine bewaffneten Polizis-

ten stehen. Antisemitismus ist etwas anderes.

*Monika Schmidt, Schändungen jüdischer Friedhöfe in der

DDR. Berlin 2007; 

** Friedrich Ebert Stiftung, Rechtsextreme Einstellungen in

Deutschland, Berlin 2006
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bundesdeutschen Kinos noch die Förster-

tochter im Silberwald lief, drehte die DEFA

Spielfilme wie Affaire Blum, Ehe im Schat-

ten, Sterne und Professor Mamlock. Der Do-

kumentarstreifen Aktion J von Walter Hey-

nowski lief 1961 im Fernsehen. Fachleute er-

stellen zur Zeit in Privatinitiative eine Über-

sicht von in der DDR erschienenen Titeln zu

den Themen Judentum, jüdische Geschichte

und Holocaust. Bislang unvollständige Re-

cherchen haben 720 Bücher und 65 Doku-

mentar- und Spielfilme ergeben, darunter die

einzige Oscar-Nominierung der DEFA, Ja-

kob der Lügner von 1975.

Die Organisatoren vom Zentrum für Anti-

semitismusforschung hatten bei jener Buch-

präsentation einseitiger Geschichtsschrei-

bung durch einen erschütternden Lichtbil-

dervortrag von Marion Neiss vorgebeugt.

Dem war zu entnehmen, dass von 1945 bis

1989, im gleichen Zeitraum also, in dem in

der DDR die beschämenden 85 Schändungen

passierten, in Westdeutschland 1.400 Über-

griffe auf jüdische Friedhöfe stattfanden. In

vielen Fällen verbunden mit Inschriften, die

einen extremen Judenhass erkennen ließen,

wie: »6 Millionen sind zu wenig«. Auch sei-

en die Zerstörungen nicht selten mit schwe-

rer Technik begangen worden. So wurde die

Grabsteinplatte des ehemaligen Vorsitzenden

der Westberliner Gemeinde, Heinz Galinski,

gesprengt. Der Präsident des Zentralrates der

Juden, Ignatz Bubis, der kurz vor seinem Tod

beklagte, er habe nichts oder fast nichts be-

wirkt, wusste, weshalb er nicht in Deutsch-

land begraben werden wollte. Seit der Wende

haben hier bereits 650 Schändungen stattge-

funden.
In diesem Kontext drängt sich plötzlich ein

ganz anderer Schluss auf als der von Meckel

intendierte: Wie immer der in der DDR oft

undifferenziert praktizierte Antifaschismus

zu bewerten ist – seine aufklärerische Sub-

stanz war offensichtlich wirksamer als alle

westdeutschen Versuche. Wie anders wäre zu

erklären, dass antisemitische Einstellungen in

Ostdeutschland immer signifikant geringer

waren und selbst heute noch nur halb so ver-

breitet sind wie im Westteil?**

Ein weiterer Grund, weshalb der Anti-

semitismus, der ja christlichen Ur-

sprungs ist, in Ostdeutschland weni-

ger verwurzelt ist, mag an der dort

herrschenden Säkularität liegen. Der religiö-

se Urstreit über den wahren Messias hat hier

die wenigsten wirklich interessiert. Ein ge-

wisses Desinteresse an Trennendem verbin-

det. Wie ja auch niemanden interessiert hat,

dass in Spitzenpositionen der Partei, der Re-

gierung, der Diplomatie, der Justiz, der Me-

dien und Kultur in der DDR immer deutlich

mehr Juden waren als in Westdeutschland.

Wo sie – ob religiös oder nicht – so gut wie

keine Chance hatten. Was aus anderen Grün-

den offenbar auch niemanden interessierte.

Der westdeutsche Philosemitismus, den

Harald Schmid in dieser Freitag-Debatte als

nachhaltig beschrieb, reichte jedoch nie so

weit, juristisch konsequent all die einstigen

Verfolger der Juden zur Verantwortung zu

ziehen. Mehr als einmal haben israelische

Botschafter die »kalte Amnestie« für NS-Tä-

ter beklagt, die nicht nur die zwischenstaatli-

chen Beziehungen belastete, sondern auch

Signale an die eigene Bevölkerung sendete.

Als sich anfangs in Israel begeistert Kib-

buzim bildeten, die das Privateigentum radi-

kaler in Frage stellten, als es in allen soziali-

stischen Ländern geschah, glaubte man in der

DDR, dieses Land würde eine Karte im eige-

nen Blatt werden und vertrat durchaus pro-

israelische Positionen. Erst als die Führung

Israels unverkennbar nichtsozialistische

Wege einschlug, entdeckten die Propagandi-

sten der SED den Zionismus als »rassistische

Praxis der Bourgeoisie«, die sich in den

Dienst des Imperialismus gestellt habe und

zur »Tragik der jüdischen Bevölkerung Isra-

els« geworden sei. Spätestens im Sechstage-

krieg 1967 war in den DDR-Medien klar:

»Die NATO stand hinter dem Aggressor Is-

rael«, der nun unsensibel, in klassenkämpfe-

rischen Klischees wie ein Renegat beschimpft

wurde.
Es macht die Sache nicht besser, aber auch

nicht schlechter, daran zu erinnern, dass eine

scharfe Tonlage gegen Israel und den Zionis-

mus damals kein DDR-Spezifikum war. Bru-

no Kreisky nannte den Überfall auf den Li-

banon 1982 einen »ungeheuerlichen Akt der

Aggression«, in Vietnam und Angola sprach

man genauso von Aggressionskrieg wie in

Australien oder in Zypern, dessen Präsident

nicht davor zurückschreckte, die Flücht-

lingslager mit KZs zu vergleichen. In einer


